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Sehr geehrte Frau Kollegin, 

sehr geehrter Herr Kollege,

in der Presse wurde über Fälle berichtet, in denen Krankenkassen und auch eine Kas- 

senärztfiche Vereinigung Ärzte dazu veranlassten, ambulante Diagnosen der Versicherten 

für Zwecke des morbiditätsorientierten Risikostrukturausgleichs zu überprüfen. Auch im 

Zusammenhang mit der hausarztzentrierten Versorgung wird auf entsprechende Bestre­

bungen verwiesen.

Aus meiner Sicht stellt sich die Rechtslage hierzu folgendermaßen dar:

Für die Überprüfung von Diagnosen bzw. die Veranlassung einer solchen Überprüfung bei 

Ärzten für den Zweck des morbiditätsorientierten Risikostrukturausgleichs fehlt es sowohl 

für Krankenkassen ais auch für Kassenärztliche Vereinigungen an einer Rechtsgrundlage. 

Nach § 106a Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 SGB V dürfen die Abrechnungsunterlagen hinsichtlich 

der Plausibilität von Art und Umfang der für die Behandlung eines Versicherten abgerech» 

neten Leistungen In Bezug auf die angegebene Diagnose überprüft werden. Hauptzweck 

der Abrechnungsprüfungen ist die Begrenzung des finanziellen Risikos einer Mengen- 

ausweitung der abgerechneten Leistungen über das medizinisch Notwendige hinaus. Eine 

gezielte Überprüfung der Abrechnungsunlerlagen im Hinblick auf die für den morbiditäts­

orientierten Risikostrukturausgleich relevanten Diagnosen ist hiervon nicht gedeckt. Dies 

gilt gleichermaßen im Rahmen der vertragsärztlichen Versorgung als auch für die haus­

arztzentrierte Versorgung (§ 73b Abs. 5 Satz 5 SGB V).
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Behandlung anzugeben (§ 295 Abs. 1 und Abs. 1b SGB V). Eine gesonderte Vergütung 

für die Angabe oder Überprüfung der richtigen Diagnose darf ihnen hierfür daher weder 

von Kassenärztlichen Vereinigungen noch von Krankenkassen gewährt werden, auch 

nicht im. Rahmen von Hausarztverträgen.

Insbesondere aber verbieten es die Bestimmungen des Datenschutzes, die Diagnosen 

von Versicherten zu RSA-Zwecken zu überprüfen:

Die Vorschrift des § 284 Abs. 1 Nr. 14 SGB V räumt den Krankenkassen die Befugnis ein, 

Soziaidaten zum Zwecke der Durchführung des Risikostrukturausgleichs zu erheben. Für 

die Durchführung des Risikostrukturausgleichs haben die Krankenkassen gemäß § 30 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 RSAV die Daten nach § 295 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB V an das Bun­

desversicherungsamt zu übermitteln. Wie aus der Bezugnahme auf § 295 SGB V deutlich 

wird, sind dies die von den Ärzten in ihren Abrechnungsunterlagen aufgezeichneten An­

gaben über die erbrachten Leistungen einschließlich Diagnose, im Rahmen des Risiko­

strukturausgleichs gibt es keine Rechtsgrundlage für die Erhebung und Übermittlung an­

derer als der im Abrechnungsverfahren erhaltenen Abrechnungsdaten (insbesondere 

wenn sie nachträglich verändert wurden).

Auch die §§ 284 Abs. 1 Nr. 8 und 285 Abs. 1 Nr. 2 SGB V legitimieren nicht die Überprü­

fung von Diagnosen durch Krankenkassen und Kassenärztliche Vereinigungen im Hin­

blick auf den Risikostrukturausgleich. Insoweit, insbesondere wenn gezielt Versicherten­

listen erstellt und an die Ärzte ausgehändigt werden, wird gerade nicht der in diesen Vor­

schriften genannte Zweck verfolgt, die Rechtmäßigkeit und Plausibilität der Abrechnungen 

auf Grund konkreter Anlässe und Auffälligkeiten zu prüfen.

Letztlich fehlt es auch an einer Rechtsgrundlage für die Übermittlung von Versichertenlis- 

ten an die Vertragsärzte und für die Rückübermittlung des Überprüfungsergebnisses an 

die Krankenkassen. Mit Ausnahme derjenigen Versorgungsbereiche, die nicht.über die 

Kassenärztlichen Vereinigungen, sondern direkt mit der Krankenkasse abgerechnet wer­

den, sieht das SGB V keinen unmittelbaren Datenaustausch zwischen Krankenkassen 

und Ärzten vor.

Hierzu verweise ich auch auf den im Rahmen der 73. Aufsichtsbehördentagung am 

2S./26. November 2008 einvemehmlich getroffenen Beschluss:
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hebung von Daten zur Überprüfung unklarer Diagnosen im Rahmen des RSA 

bei behandelnden Ärzten ohne Rechtsgrundlage erfolgt und damit gegen Vor­

schriften zum Schutz der Sozialdaten verstößt, weil ein solcher Aufgaben­

zweck Ln der abschließenden Aufzählung des § 284 SGB V - insbesondere 

dort in Absatz 1 Satz 1 Nr. 14 unter Einbeziehung des § 30 Absatz 1 Satz 1 Nr.

6 RSA 1/ - nicht aufgeführt is t "

Ich bitte Sie nachdrücklich darum, für die Einhaltung dieses Beschlusses fn Ihren Ländern 

Sorge zu tragen und gemeinsam Bestrebungen von einzelnen Krankenkassen, durch un­

zulässige Methoden wettbewerbsverzerrend auf das Ergebnis des Risikostrukturaus- 

gieichs Einfluss nehmen zu wollen, zurückzuweisen.

Das Anliegen der Krankenkassen, dass Ärzte die Diagnosen, welche Grundlage der er­

brachten und abgerechneten Leistungen sind, auch richtig in den Abrechnungsunteriagen 

angeben und kodieren, ist nachvollziehbar und berechtigt Diesem Anliegen ist durch die 

bis zum 30. Juni 2009 von der Kassenärztiichen Bundesvereinigung und dem Spitzenver­

band Bund der Krankenkassen zu vereinbarenden Kodierrichtlinien Rechnung zu tragen. 

Diese Richtlinien sind schnellstmöglich zu beschließen.

Mit freundlichen Grüßen


